
sichtigt, den brutalen Zwang zum Militärdienst im In
teresse einer imperialistischen Aggression zu beschöni
gen. Die Bemühungen Grewes, die Befürchtungen aller 
echten westdeutschen Demokraten mit wohltönenden 
Redensarten zu beschwichtigen, werden noch an anderer 
Stelle des Interviews deutlich. So erklärte er, der Bun
destag müsse auch ein „Notstandsgesetz“ beschließen, da 
Adenauer den „Schutz der ausländischen Streitkräfte in 
der Bundesrepublik“ in eigene Hände nehmen werde. 
Die Vermutungen, dies sei ein neuer „Artikel 48“3), sind, 
meinte der Professor, „sicher zu weitgehend“. Wirklich 
eine vorsichtige Formulierung!

Die weitere Frage des Rundfunksprechers, ob die in 
der Öffentlichkeit genannte Zahl von 16 mit den Pariser 
Verträgen in Zusammenhang stehenden Gesetzen zu
treffend sei, konnte von Grewe nicht beantwortet wer
den. „Ich möchte mich hier nicht auf eine Zahl fest
legen.“ Das ist verständlich; denn Herr Grewe hatte 
noch weitere Überraschungen für die Hörer des hessi
schen Rundfunks bereit. Er sprach von einem „weiteren 
Bündel von Gesetzen“, die sich zwar nicht unmittelbar 
mit der Remilitarisierung befassen, sondern an die Tat
sache anknüpfen, daß auch künftig ausländische Trup
pen auf westdeutschem Boden stehen sollen. So sei ein 
Bundesleistungsgesetz im Stile des faschistischen 
Reichsleistungsgesetzes nötig, um die getarnten Be
satzer „mit den notwendigen Sach- und Wertleistungen 
zu versehen“ — sicher ein den westdeutschen Steuer
zahler ungemein interessierendes Gesetz. Um den Raub 
westdeutschen Bauernlandes und westdeutscher Wohn
häuser zu legalisieren, ist weiter ein Gesetz über die 
„Landbeschaffung“ erforderlich, damit den Streitkräften 
die Verfügungsmöglichkeit über „Liegenschaften, Bau
werke und Anlagen“ gewährleistet werden kann. 
Schließlich erwähnte Herr Grewe noch ein „Schutz
bereichsgesetz, in dem der Grundstückseigentümer an 
ganz bestimmte militärische Beschränkungen seines 
Eigentums gebunden“ werden soll.

Wer nun aber glauben sollte, daß damit alle in West
deutschland bevorstehenden Gesetzgebungsmaßnahmen 
angedeutet wären, der wird von Prof. Grewe eines Bes
seren belehrt: „Ich möchte nicht sagen, daß ich den 
Rahmen damit erschöpfend abgesteckt habe.“ Also mit 
den erwähnten Beschränkungen, Bedrückungen und 
Lasten ist es noch nicht genug, weitere werden ihnen 
folgen!

Herrn Grewe ist bewußt, daß diese Bestimmungen 
„tief in das innere Verfassungsgefüge“ Westdeutschlands 
eingreifen. Aber Respekt vor der Verfassung hat er als 
alter eingefleischter Faschist nicht. Für ihn handelt es 
sich nur um die Zweidrittelmehrheit im Bundestag und 
im Bundesrat. „Beide Gesetzgebungskörperschaften 
müssen also ein solches verfassungsänderndes Gesetz 
beschließen.“ Nach seinen Intentionen muß die Gesetz
gebungsmaschine arbeiten, und zwar schnell. Erst dann, 
wenn die gesetzliche Grundlage vorhanden ist, können 
Wehrpflichtige eingezogen werden. Herr Grewe und 
die hinter ihm stehenden Kreise wünschen keine Ver
zögerungen, weil Gesetze fehlen. „Daher wird man sich 
bei ihnen auch entsprechend beeilen müssen.“ Dies war 
der Schlußsatz seines Interviews.

Diese offiziösen Ausführungen zeigen mit erschrecken
der Deutlichkeit, welchen Kurs die Kriegstreiber steu
ern. Die Remilitarisierung Westdeutschlands ist nicht, 
wie sie es die Bevölkerung glauben machen wollen, die 
notwendige Begleiterscheinung einer angeblichen Sou
veränität, sondern, ebenso wie unter Hitler, das Haupt
ziel der gesamten Politik. Alle Bereiche des öffent
lichen Lebens und der Wirtschaft werden auf den Aus
bau einer Armee ausgerichtet; alles andere hat in den 
Hintergrund zu treten. Die Intensität, mit der die Vor
bereitungen der Aufrüstung schon vor der Ratifizierung 
der Kriegs- und Spaltungsverträge getroffen werden, 
die minutiöse Genauigkeit der gesetzgeberischen Vor
arbeiten lassen klar die Größe der Gefahr erkennen,

S) Der Art. 48 der Weimarer Verfassung erlaubte es dem 
Reichspräsidenten, ohne den Willen des Parlaments zu regie
ren. Mit Hilfe dieses Artikels wurden Papen und Schleicher 
Reichskanzler und schließlich Hitler von Hindenburg „legal“ an 
die Macht gebracht.

in die die Menschheit noch nicht zehn Jahre nach der 
Vernichtung Hitlers erneut gebracht worden ist.

Vergleichen wir diese brutalen Pläne des westdeut
schen Gesetzgebers mit den Zielen und Absichten einer 
friedliebenden Regierung, mit denen der Deutschen 
Demokratischen Republik.

Nach der Rückkehr der Regierungsdelegation von der 
Moskauer Konferenz sprach der stellvertretende Mini
sterpräsident Walter Ulbricht über die nächsten gesetz
geberischen Ziele unseres Staates. Er gab bekannt, 
mit welchen Aufgaben sich die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik demnächst be
schäftigen werdeS) 4). Angesichts der von maßgebenden 
westdeutschen Politikern und nicht zuletzt von Bundes
kanzler Adenauer selbst mehrfach unverhüllt. ausge
sprochenen Drohung, daß sie es als eine ihrer Haupt
aufgaben betrachten, die Deutsche Demokratische Re
publik der Bundesrepublik „anzugliedern“ und dabei 
nicht an den durch die Potsdamer Beschlüsse festgeleg
ten Grenzen haltzumachen, wäre es sicher verständlich, 
wenn die Regierung der Deutschen Demokratischen Re
publik alle vorhandenen Kräfte für die Errichtung 
nationaler Streitkräfte einsetzen würde. Nach der Er
klärung von Walter Ulbrcht aber steht der Volkswirt
schaftsplan für das Jahr 1955 im Vordergrund, der eine 
weitere Verbesserung der materiellen und kulturellen 
Verhältnisse der Bevölkerung bringen wird. In Vorbe
reitung' befindet sich weiter ein Regierungsdokument 
über die Fragen des Bauwesens, insbesondere die der 
Architektur. Schließlich stehen die Fragen der Land
wirtschaft, die Steigerung der landwirtschaftlichen Er
träge auf der Tagesordnung. „Aber wir bereiten auch 
für den Fall der Ratifizierung der Pariser Verträge die 
notwendigen Sicherheitsmaßnahmen vor“, führte Walter 
Ulbricht weiter aus. „Die Kraft unseres Staates und die 
Kraft der Werktätigen reichen aus, sowohl die Aufgaben 
des Aufbaus, die Aufgaben der weiteren Entwicklung der 
Produktion und die Verbesserung der Lage der Bevölke
rung, als auch die notwendigen Sicherungsmaßnahmen 
durchzuführen.“

Die Gegenüberstellung dieser beiden Äußerungen 
zu den in nächster Zukunft liegenden Aufgaben gibt 
ein eindeutiges Bild von den Zielen der beiden deut
schen Regierungen. In Westdeutschland setzt Aden
auer den gesamten Staatsapparat für die Aufrüstung 
ein. Das bedeutet steigende Verletzung der demokrati
schen Freiheiten, Land- und Häuserbeschlagnahmen, 
Dienst- und Wertleistungen für die deutsche Armee 
und die ausländischen Truppen, alles auf Kosten der 
Lebenshaltung der Werktätigen! In der Deutschen 
Demokratischen Republik dagegen stehen die Interessen 
der Werktätigen obenan; der Verbesserung ihrer 
Lebenslage gelten die Sorge und die Verordnungen der 
Regierung, die Gesetze der Volkskammer. Die Worte 
Walter Ulbrichts lassen auch keinen Zweifel daran, daß 
alles getan werden wird, um die Errungenschaften des 
Aufbaus in der Deutschen Demokratischen Republik zu 
sichern und zu verteidigen. Diese Sicherungsmaßnah
men aber dienen ausschließlich der Wahrung und Er
haltung der Lebensgrundlage der Werktätigen; sie wer
den getroffen werden, wenn sie notwendig werden.

Adenauer dagegen verlangt, wie Grewe sagt, man 
müsse sich beeilen. Ihm können die Gesetze, die zusätz
liche Belastungen für das Volk bringen, die seine 
Lebenslage verschlechtern, nicht schnell genug kommen. 
Er möchte alles unter Dach und Fach haben, bevor sich 
die Werktätigen über alle Konsequenzen der Aufrüstung 
im klaren sind. Möglichst bald vollendete Tatsachen 
schaffen, um dann den nächsten Schritt auf dem Wege 
zum Kriege gehen zu können — das ist seine „Weis
heit“, die „Weisheit“ jeder faschistischen Staatsführung! 
Aber unaufhaltsam wächst unter den Werktätigen 
Westdeutschlands die Erkenntnis über den verderb
lichen Weg, auf den sie von Adenauer geführt werden; 
in gleichem Maße wächst die Kraft des Volkswider
stands gegen die Aufrüstung. Er wird dafür sorgen, daß 
nicht nur der Zeitplan Adenauers durcheinander gerät.

Dr. HEINRICH LÖWENTHAL, Berlin

4) „Neues Deutschland“, Berliner Ausgabe vom 5. Dezember 1954.
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